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Am 20. September 2026 ist Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern –  
und das geht uns alle an!

Mit der Wahl wird entschieden, welche Parteien in den kommenden fünf 
Jahren die Politik in unserem Bundesland gestalten. Die Entscheidungen des 
Landtags betreffen viele Bereiche, die für junge Menschen wichtig sind – zum 
Beispiel Bildung, Mobilität, Freizeit, Klima oder Beteiligung.
Erstmals dürfen bei einer Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern 
auch 16- und 17-Jährige wählen. Für alle unter 16 Jahren veranstaltet der 
Landesjugendring M-V bis einschließlich 11. September 2026 die  
U16-Wahl.

Zur Landtagswahl treten insgesamt 19 Parteien an – mit unterschiedlichen 
Ideen und Schwerpunkten. In dieser Broschüre stellen wir die Positionen 
von sieben Parteien vor: SPD, AfD, CDU, Die Linke, GRÜNE, FDP und BSW. 
Diese Parteien sind bereits im Landtag vertreten oder haben nach aktuellen 
Umfragen Chancen auf den Einzug. Die Reihenfolge entspricht der auf dem 
Stimmzettel. Auf der nächsten Doppelseite findest du ihre Antworten auf die 
Frage „Für welche Werte steht ihr?“ sowie eine Übersicht mit allen weiteren 
Parteien, die zur Wahl antreten.

Unsere Zusammenfassungen sind bewusst kurz gehalten und können 
die Wahlprogramme nicht vollständig wiedergeben. Sie sollen eine erste 
Orientierung bieten. Wir laden dich ein, die Positionen der Parteien 
aufmerksam zu lesen, kritisch zu hinterfragen, seriöse Informationsangebote 
zu nutzen und dir auf dieser Grundlage deine eigene Meinung zu bilden.
Am Ende der Broschüre zeigen wir, welche jugendpolitischen Forderungen 
vom Landesjugendring Mecklenburg-Vorpommern sich in den 
Wahlprogrammen der Parteien wiederfinden. Außerdem findest du dort Links 
und weitere Informationen rund um die Landtagswahl.

Wählen ist eine einfache und wirkungsvolle Möglichkeit, Demokratie 
mitzugestalten. Ob bei der Landtagswahl oder der U16-Wahl: Jede Stimme 
zählt – auch deine!
Diese Broschüre soll dir dabei helfen, verschiedene Positionen 
kennenzulernen und dir eine eigene Meinung zu bilden. 
Wir wünschen eine gute Lektüre!

Dein Team vom Landesjugendring Mecklenburg-Vorpommern e. V.

mailto:info%40ljrmv.de?subject=
http://www.ljrmv.de
mailto:burmeister%4053media.de?subject=


WELCHE PARTEIEN
STEHEN ZUR WAHL?
Nachgefragt bei den Parteien:  
Für welche Werte steht ihr?

NACHHALTIGKEIT 
UND VERANTWORTUNG

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI DEUTSCHLANDS

GERECHTIGKEIT FREIHEITSOLIDARITÄT

DEMOKRATIE

MOTIVIERTHEIT UND 
WILLENSSTÄRKE

ALTERNATIVE FÜR 
DEUTSCHLAND

GANZHEITLICHE BILDUNG

ACHTUNG UND WERTSCHÄTZUNG

ERKENNTNIS VOR 
BEKENNTNIS

WIDERSTÄNDIGKEIT

CHRISTLICH  
DEMOKRATISCHE 
UNION

VERANTWORTUNG

SOLIDARITÄTFAIRNESS FREIHEIT

RESPEKT UND WÜRDE 

DES MENSCHEN

Der schnelle Überblick:

SOZIALE 
GERECHTIGKEITDIE LINKE

ANTIFASCHISMUS

FEMINISMUS
SOLIDARITÄT

MITBESTIMMUNG

GRÜNE - 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

GERECHTIGKEIT

DEMOKRATIE

SELBSTBESTIMMUNG

UMWELT- UND 
KLIMASCHUTZ

FRIEDEN

FREIE
DEMOKRATISCHE
PARTEI

FREIHEIT

EIGENVERANTWORTUNG

RECHTSSTAATLICHKEIT

CHANCENGLEICHHEIT 
DURCH BILDUNG

SOZIALE 
MARKTWIRTSCHAFT

BÜNDNIS SAHRA 
WAGENKNECHT - 
VERNUNFT UND 
GERECHTIGKEIT

FRIEDEN UND 
DIPLOMATIE

WIRTSCHAFT/ARBEIT/RENTE

SOZIALE GERECHTIGKEIT

CHANCENGLEICHHEIT UND 
BILDUNGSGERECHTIGKEIT

MEINUNGS- UND 
PRESSEFREIHEIT

**

*

* Hinweis: Die AfD gilt auf Bundesebene als rechtsextremer Verdachtsfall. 
Die AfD in Mecklenburg-Vorpommern vertritt viele Positionen der 
Bundespartei. Bitte setze dich vor diesem Hintergrund kritisch mit dem 
Programm der AfD auseinander.
Weitere Informationen: Ist die AfD rechtsextrem? (Mediendienst Integration)

** Hinweis: Die Bundesspitze des BSW hat sich direkt an die AfD gewandt und Gespräche 
über eine Zusammenarbeit in einzelnen politischen Fragen vorgeschlagen. 
Der BSW-Landesverband Mecklenburg-Vorpommern schließt eine Koalition mit der AfD 
und die Wahl eines AfD-Ministerpräsidenten aus. Gleichzeitig erklärt er, bei einzelnen 
Themen mit ihr zusammenzuarbeiten, wenn es inhaltliche Übereinstimmungen gibt.

Weiteren Parteien, die zur Wahl antreten: 
Tierschutzpartei, FREIE WÄHLER, Die PARTEI, PIRATEN, ÖDP, Bündnis C, 
Handwerker Partei Deutschland, KPD, PdF, Team Freiheit, Volt, WLD

https://mediendienst-integration.de/extremismus/rechtsextremismus/ist-die-afd-rechtsextrem/
https://mediendienst-integration.de/extremismus/rechtsextremismus/ist-die-afd-rechtsextrem/


•	 Kinder- und Jugendbeteiligungsgesetz überprüfen, Beteiligung 
gezielt ausbauen, landesweite Kinder- und Jugendstrategie prüfen 

•	 Kinder- und Jugendbericht erstellen als Grundlage für 
Weiterentwicklung der Angebote für junge Menschen

•	 Ergebnisse der Enquete-Kommission „Jung sein in MV“ auswerten 
und zur Grundlage jugendpolitischer Arbeit machen

•	 Die aktive Einbindung Jugendlicher in demokratische 
Entscheidungsprozesse findet im Programm keine explizite 
Erwähnung. Zwar werden jugendrelevante Themen an anderer 
Stelle aufgegriffen, doch fehlt ein konkreter Ansatz zur 
strukturellen Beteiligung junger Menschen an politischen 
Prozessen.

•	 Die aktive Einbindung Jugendlicher in demokratische 
Entscheidungsprozesse findet im Programm keine explizite 
Erwähnung. Zwar werden jugendrelevante Themen an anderer 
Stelle aufgegriffen, doch fehlt ein konkreter Ansatz zur 
strukturellen Beteiligung junger Menschen an politischen 
Prozessen.

•	 Kinder- und Jugendbeauftragte*n mit Kabinettsrang und 
verbindlichen Befugnissen einsetzen

•	 Kinder- und Jugendbeteiligungsgesetz weiterentwickeln, jährliche 
themenbezogene Berichte zu Lebenslagen von Kindern und 
Jugendlichen

•	 Empfehlungen der Enquete-Kommission „Jung sein in MV“ 
umsetzen

JUGEND-
BETEILIGUNG



•	 mehr Mitbestimmung für Schüler*innen:  
Schüler*innenvertretung stärker einbeziehen, Schulkonferenzen 
als verbindliche Gremien ausbauen, eigene Schulbudgets, über  
die Schüler*innen selbst entscheiden

•	 Kinderrechte in der Landesverfassung verankern

•	 Kinder- und Jugendparlamente stärken

•	 Wählbarkeit ab 16 Jahren bei Kommunalwahlen 
(Gemeindevertretungen, Kreistage) 

•	 Kinder und Jugendliche sollen aktiv mitgestalten können 

•	 Kinder- und Jugendgremien fördern und ausbauen

•	 Vernetzung, Ausstattung und Qualifizierung von  
Jugendämtern, Polizei und Kinderärzt*innen verbessern

•	 Kinder und Jugendliche als eigenständige Mitglieder der 
Gesellschaft stärker in politische Entscheidungen einbeziehen

•	 selbstorganisierte Jugendarbeit stärken, Orte für junge Menschen 
finanziell sichern 

•	 Mitbestimmungsgremien für Kinder und Jugendliche ausbauen und 
zu Orten echter Beteiligung entwickeln 

JUGEND-
BETEILIGUNG



•	 Schulen sanieren und digitalisieren, in moderne Berufsschulen 
investieren, mehr Wohnheimplätze für Auszubildende und 
Studierende

•	 Lehrkräftemangel bekämpfen, Fort- und Weiterbildung sowie den 
qualifizierten Quereinstieg ausbauen 

•	 multiprofessionelle Teams an Kitas und Schulen ausbauen und die 
praxisnahe Berufsorientierung 

•	 Demokratiebildung sowie Gewalt- und Extremismusprävention 
an Schulen stärken und Medienkompetenz sowie den 
verantwortungsvollen Umgang mit KI in allen Schularten fördern

•	 Rückkehr zu einer leistungsorientierten Schule mit mehr 
Mathematik, Naturwissenschaften und Praxisunterricht, stärkerer 
Förderung der deutschen Sprache und Handschrift

•	 Sozialkundeunterricht erst ab Klasse 8

•	 Erhalt der Förderschulen; Gymnasialzugang nach Leistung, bei 
einer Note schlechter als 2,5 über einen zusätzlichen Eignungstest 
möglich

•	 Einschränkung der Unterrichtsinhalte zu Geschlechter- und 
Familienvielfalt

•	 Leistungsprinzip: Noten in der Grundschule; Kopfnoten; 
verbindliche Kriterien für den Gymnasialwechsel

•	 Unterrichtsausfall durch mehr Personal verhindern, kleinere 
Klassen mit Unterstützung durch z.B. Psycholog*innen und 
Sozialarbeiter*innen

•	 3.000-Euro-Prämie und Mobilitätshilfen für Azubis in 
Engpassberufen

•	 bezahlbare Wohnheimplätze für Studierende und Azubis,  
Schulen und Hochschulen sanieren und digitalisieren

•	 mehr Autorität und Sanktionsmöglichkeiten für Lehrkräfte, 
grundsätzlich keine private Handynutzung bis einschließlich  
Klasse 7

•	 Stärkung der beruflichen Bildung durch kleinere 
Berufsschulklassen und mehr Handwerks- und Industriemeister 
als Lehrkräfte; zudem Studiengebühren für Studierende aus  
Nicht-EU-Staaten und ein digitales BAföG-Verfahren

BILDUNG



BILDUNG

•	 eigene Schulbudgets, über die Schüler*innen selbst entscheiden

•	 Pflichtstunden und Verwaltungsaufgaben für Lehrkräfte 
reduzieren sowie multiprofessionelle Teams aus Schulsozialarbeit, 
Schulpsychologie und Sonderpädagogik einsetzen

•	 digitale Bildung fördern und flexible Wege zum Schulabschluss 
ermöglichen

•	 Cybermobbing gezielt bekämpfen und eine hochwertige 
Schulspeisung 

•	 Prüfung vor dem Wechsel aufs Gymnasium; klare und verbindliche 
Regeln gegen Gewalt und Mobbing an Schulen

•	 mehr Lehrkräfte; duales Lehramtsstudium mit verbindlichen 
Praxisphasen; digitale Bildung und außerschulische Lernorte 
ausbauen

•	 Kosten für Meisterkurse und Prüfungen nach erfolgreichem 
Abschluss erstatten

•	 ein elternunabhängiges BAföG; Hochschulen mehr Autonomie 
geben und die Wissenschaftsfreiheit schützen

•	 kleinere Klassen, Förderschulen erhalten und alle Talente  
gezielt fördern

•	 frühe und praxisnahe Berufsorientierung, verlässliche begleitete 
Übergänge in den Beruf 

•	 bezahlbares Studieren, mehr unbefristete Stellen nach der 
Qualifizierungsphase und weniger Hochschulbürokratie

•	 verlässlicher Unterricht, Sicherung der Schulstandorte, bessere 
Lernbedingungen und individuelle Förderung, keine Noten mehr in 
Kunst, Musik und Sport

•	 mehr Lehrkräftestellen, an jeder Schule Schulsozialarbeit sowie 
Alltagshelfer*innen, Psycholog*innen und Verwaltungskräfte

•	 Förderschulen schrittweise in inklusive Schulen umwandeln

•	 elternunabhängiges BAföG als Vollzuschuss, bezahlbarer 
Wohnraum, günstige Mensapreise sowie gute Arbeitsbedingungen 
im Hochschulbereich



FREIZEIT UND 
EHRENAMT

•	 bürokratische Hürden für ehrenamtlich Engagierte abbauen und 
prüfen, ob ein Ehrenamtsgesetz dazu beitragen kann

•	 Jugendleiter-Card (Juleica) durch zusätzliche Kurskapazitäten 
und Ausbildungsgänge für Ausbilder*innen von Juleica-Kursen 
weiterentwickeln

•	 mobile und dezentrale Kulturangebote im ländlichen Raum 
fördern, beispielsweise Bücherbusse, mobile Bühnen und 
Wanderkinos

•	 Engagement von Schüler*innen in gemeinnützigen,  
kirchlichen oder staatlichen Organisationen soll auf einem  
Beiblatt zum Zeugnis bescheinigt werden

•	 Ehrenamtskarte soll wirkliche Vorteile bieten, z.B. Vergünstigungen 
im öffentlichen Nahverkehr, Eintrittsermäßigungen und steuerliche 
Erleichterungen

•	 Musikschulen werden als Teil der kulturellen Daseinsvorsorge 
anerkannt und sollen stärker unterstützt werden

•	 Modellprojekt für mobile Kinder- und Jugendzentren  
im ländlichen Raum sowie ein Landesprogramm zur Stärkung  
der Jugend- und Straßensozialarbeit

•	 Anrechnung ehrenamtlichen Engagements auf die Wartezeit für 
einen Studienplatz

•	 Absicherung der Freiwilligendienste 

•	 Prüfung eines landesweiten Kulturtickets für Jugendliche, um 
einen niedrigschwelligen Zugang zu kulturellen Angeboten zu 
schaffen

•	 Jugendverbände, Ferienfreizeiten, internationaler  
Austausch, politische Jugendarbeit und Medienbildung  
gezielt fördern

•	 Weiterbildung und Freistellungsregelungen für Ehrenamtliche, 
Unterstützung von digitalen Beteiligungsformate und 
Nachwuchsgewinnung im Ehrenamt

•	 allgemeine Kulturförderung für queere Initiativen, Bars, Vereine 
und CSDs insbesondere im ländlichen Raum

•	 Kulturorte vor Verdrängung schützen, Unterstützung von 
selbstverwalteten und freie Kulturorten



FREIZEIT UND 
EHRENAMT

•	 Freistellungen für Bildungsformate sollen erleichtert werden; 
zusätzlich Anspruch auf Freistellung für weitere ehrenamtliche 
Tätigkeiten prüfen

•	 als Pilotprojekt ein Kulturmobil für den ländlichen Raum einführen 
und aufsuchende Kulturarbeit gezielt fördern

•	 längere Öffnungszeiten für Bibliotheken sowie Angebote zur 
Förderung von Lese- und Medienkompetenz

•	 Finanzierungsprogramm von 1 Mio. Euro soll Spielentwicklung und 
Netzwerkaufbau fördern

•	 ehrenamtliche Tätigkeiten von Schüler*innen, Berufsschüler*innen 
und Studierenden sollen als außerschulische Lernleistung oder als 
Ersatz von Grundfertigkeiten-Seminaren angerechnet werden

•	 Intensivierung der Kooperation zwischen Schulen und Vereinen, 
um ehrenamtliches Engagement Jugendlicher im Rahmen von 
Ganztagsschulen zu fördern 

•	 Sicherstellung der Schwimmfähigkeit jedes Kindes

•	 E-Sport soll als Teil des Sports anerkannt und gefördert werden

•	 jährliche finanzielle oder materielle Anerkennung für 
ehrenamtliche Übungsleiter*innen, Jugendbetreuer*innen und 
Vorstandsmitglieder

•	 digitales Vereinsportal soll Verwaltung, Förderung und Beratung 
für Vereine vereinfachen

•	 unbürokratischer Soforthilfefonds von etwa 1.000 Euro pro Verein 
soll kleinen Vereinen helfen

•	 barrierefreier und wohnortnaher Zugang zu Kulturangeboten 



MOBILITÄT

•	 Fortführung und stärkere Bekanntmachung des 50-50-Taxi-Tickets

•	 Erweiterung vom Azubiticket zum MV-Jugendticket auch für 
Schüler*innen

•	 Beschleunigung von Bau, Ausbau und Erhalt von Radwegen mit 
dem Ziel eines landesweiten Radwegenetzes

•	 Investitionen in die Schieneninfrastruktur, mehr 
Direktverbindungen innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und 
erneuter Anschluss Neubrandenburgs an den Fernverkehr

•	 bessere Taktung zwischen Bus und Bahn und  
mehr Sicherheit im ÖPNV; stärkere Integration der Landkreise, der 
Deutschen Bahn sowie kommunaler und privater Verkehrsbetriebe 
in den Verkehrsverbund MV; kostenlose Schülerbeförderung und 
ein landesweites Azubi-Ticket; vollständige Abschaffung der  
CO₂-Besteuerung zur Entlastung von Pendlern und Autofahrern

•	 Ausbau von Gehwegen und kommunalen Radwegen sowie Aufbau 
eines lückenlosen touristischen Fernradwegenetzes

•	 Erhalt ländlicher Bahnhöfe mit Cafés und Fahrradverleihen

•	 Bis zu 2.000 € Zuschuss für den Führerschein (Klasse B) bei  
3 Jahren Ehrenamt plus Darlehen bis zu 4.000 € für weitere Kosten 

•	 vergünstigtes Deutschlandticket für U27, für Azubis die Wahl 
zwischen Gratis-Ticket für Bus/Bahn oder Führerscheinzuschuss

•	 Verbesserung und Ausbau des Rad- und Fußwegenetzes, 
Umsetzung alltagstauglicher Radwegeprogramme und Einrichtung 
von Fahrradstraßen; außerdem kostenlose Fahrradmitnahme im 
ÖPNV und Ausbau der erforderlichen Kapazitäten

•	 Prüfung, ob Bürgerbus und Azubi-Mobil auf MV übertragbar 
sind; Rufbus-Garantie mit verlässlicher Anbindung, Stopp des 
„Haltepunkt-Sterbens“ und Prüfung der Reaktivierung stillgelegter 
Bahnstrecken

•	 Einführung des kostenfreien ÖPNV für alle Personen unter 21 
Jahren 

•	 Deckelung des Deutschlandtickets auf maximal 49 Euro, 
insbesondere für Menschen mit kleinem Einkommen. Das 
ermäßigte Deutschlandticket für Auszubildende und  
Senior*innen soll auch für Studierende gelten und auf maximal  
29 Euro gedeckelt werden.

•	 Erhalt, Erneuerung und landesweiter Ausbau von Radwegen, 
Errichtung von Radabstellanlagen und E-Bike-Ladestationen  
an Knotenpunkten 

•	 Reaktivierung und Ausbau von Bahnstrecken



MOBILITÄT
•	 kostenfreies Deutschlandticket für alle unter 27  

sowie ein deutlich vergünstigtes Deutschlandticket für Azubis

•	 zügige Umsetzung des Landesradnetzes, Bau von Radschnellwegen 
und sichere Wege für Kinder und Familien 

•	 Aufbau eines flächendeckenden Netzes öffentlicher  
PV-Schnellladestationen, Elektrifizierung des Busverkehrs 

•	 landesweiter Verkehrsverbund MV mit einheitlicher App, 
verbindlicher Mindest-Stundentakt für Bus/Bahn und 
Reaktivierung von Bahnstrecken 

•	 Motorroller-Fahrerlaubnis ab 14, Einsatz auf  
Bundesebene für einen Modellversuch „Begleitetes Fahren mit 16“

•	 Ausbau, Sanierung und Optimierung von Fahrradwegen und 
-straßen sowie Einsatz für den Erhalt des Deutschlandtickets 
mit den geltenden Zuschüssen durch das Land Mecklenburg-
Vorpommern

•	 Elektrifizierung und Ertüchtigung von Bahnstrecken für 
Geschwindigkeiten von bis zu 160 km/h; zuverlässige 
Echtzeitinformationen in Apps (einschließlich abgestimmter 
Angaben zu den Wegen zum und vom Bahnhof)

•	 Evaluation und Finanzierung des bestehenden Rufbussystems, 
geförderte Mobilitätsunterstützung durch Nachbarschaften und 
Dorfgemeinschaften sowie Pilotprojekte und perspektivisch 
autonom fahrende Mobilitätsangebote

•	 kostenfreier ÖPNV für Schulkinder und Auszubildende  
sowie dauerhafte Absicherung des Deutschland-Tickets

•	 Ausbau und Modernisierung von Bahnstrecken und  
Rufbus-Angeboten sowie Wartesäle und Toiletten an 
Verkehrsknoten

•	 Ausbau und Sanierung von Landesstraßen, Rad- und  
Gehwegen sowie Park-and-Ride-Angeboten

•	 Erweiterung des MV-Takts und Technologieoffenheit statt 
Verbrenner-Aus



KLIMA UND  
UMWELT

•	 Nutzung von Mooren zur Photovoltaik-Stromerzeugung, um 
landwirtschaftlichen Betrieben Einkommen zu ermöglichen und 
die Wiedervernässung voranzutreiben

•	 Hochwasserschutz für bebaute Gebiete an Küste und Flüssen

•	 regelmäßige Wasserkontrollen zur Reduzierung von Nähr- und 
Schadstoffeinträgen, Vermeidung und Recycling von Plastikmüll, 
Bergung von Geisternetzen

•	 Wasserflächen und Verschattung durch Bäume und Grünflächen 
zur Verbesserung des innerstädtischen Klimas

•	 keine neuen Windräder und keine großen  
Solarparks auf Ackerflächen; Nord Stream 2 nutzen und  
zur Atomkraft zurückkehren.

•	 CO₂-Steuer abschaffen, keinen Zwang zu Wärmepumpen und die 
Pendlerpauschale deutlich erhöhen

•	 Neue Anlagen für erneuerbare Energien nicht dauerhaft fördern 
und ihnen keinen Vorrang bei der Stromeinspeisung geben.  
Bereits zugesagte Förderungen bleiben bestehen

•	 Ausbau von Windkraft und Solarparks begrenzen;  
bestehende Anlagen besser nutzen

•	 Jährlicher Stromkostenbonus von 30 Euro pro Person; zusätzliche 
Stromgutschriften für Menschen in Regionen mit Windkraftanlagen

•	 Hochwasser- und Küstenschutz als Klimaanpassung stärken

•	 Moore, Wälder, Gewässer und Auen vor allem durch freiwillige 
Maßnahmen und Förderprogramme schützen und renaturieren

•	 Haushalte entlasten, Kosten solidarisch verteilen, Bürger*innen 
beteiligen und klimaschädliche Subventionen stoppen

•	 Emissionshöchstmengen für Industrie, Verkehr, Landwirtschaft und 
Energie festlegen

•	 Moore bis 2045 wiedervernässen, Waldanteil bis 2030 auf 30 % 
steigern 

•	 tierfreie Zirkusse unterstützen, eine Prüfstelle für Tierschutz im 
Sport schaffen, tiergestützte Pädagogik ausfinanzieren und Zoos 
auf Tierwohl, Regionalität und Bildung ausrichten



KLIMA UND  
UMWELT

•	 Klimaneutralität bis 2035 verbindlich festlegen,  
Klimaschutz in der Landesverfassung verankern, Genehmigungen 
für Wind- und Solaranlagen beschleunigen und Anwohner*innen 
von den Netzentgelten befreien 

•	 Geothermie und Abwärme nutzen, eine 65-%-Erneuerbare-Quote 
für neue Heizungen einführen und auf grünen Wasserstoff setzen

•	 Moore wiedervernässen, Ostsee-Lebensräume wiederherstellen 
und Öl- sowie Gasbohrungen konsequent ablehnen

•	 Bürokratie für Landwirte abbauen, Tierbestände begrenzen und 
den ökologischen Waldumbau beschleunigen

•	 CO₂-Bindung durch Aufforstung und neue Technologien mit 
Zertifikaten belohnen, Fangverbote für Dorsch und Aal sowie die 
EU-Melde-App abschaffen und Aquakultur und Imkerei stärken

•	 europäischen CO₂-Handel auf alle Wirtschaftszweige ausweiten, 
CO₂-Bindung anrechnen, nationale Sonderwege und eigene 
Landesklimaziele ablehnen sowie Forschung fördern

•	 Naturschutz gemeinsam mit Land- und Forstwirten, Fischern 
und Jägern umsetzen, Moore im Einvernehmen mit Eigentümern 
und Nutzern schützen und wiedervernässen sowie Hochwasser-, 
Küsten- und Trinkwasserschutz sichern

•	 Biotopverbünde ausbauen, aktives Wassermanagement mit 
Rückhaltebecken fördern und die Landesdüngeverordnung 
überprüfen

•	 Moore auf freiwilliger Basis mit Einkommensausgleich 
revitalisieren, naturnahen Küstenschutz fördern und neue Öl-/
Gasbohrungen in der Ostsee ablehnen

•	 Umweltbehörden stärken, sowie verbindliche Beteiligungsrechte 
bei Großprojekten einführen

•	 kleine und mittlere Fischereibetriebe wirtschaftlich sichern 
und bei Fangverboten und Bestandseinbrüchen Ausgleich und 
Unterstützung gewähren



GESUNDHEIT

•	 mehr junge Menschen mit Behinderung in betriebliche  
Ausbildung bringen

•	 über Bundesförderung weitere Childhood-Häuser in MV umsetzen; 
bisher gibt es eines in Schwerin. Childhood-Häuser bündeln Hilfe 
und Ermittlungen nach körperlicher oder sexualisierter Gewalt

•	 Landesfachstelle KipsFam weiter finanzieren

•	 auf Bundesebene für ein Suchtpräventionsprogramm einsetzen

•	 Erhöhung der Landarztquote durch Studiendarlehen 
 für junge Mediziner

•	 Rückabwicklung der generalistischen Pflegeausbildung zugunsten 
praxisorientierterer Ausbildungswege

•	 Förderung von Breitensport und Bewegung als Prävention sowie 
besserer gesetzlicher Schutz von Pflegepersonal und Ärzten vor 
Gewalt

•	 Ausbau von Telemedizin

•	 100 zusätzliche Medizinstudienplätze und Landarztprogramme für 
die Versorgung im ländlichen Raum

•	 mehr Sportangebote durch Zusammenarbeit von Schulen und 
örtlichen Sportvereinen

•	 Cannabislegalisierung zurücknehmen

•	 Soziale Medien ab 16, von 13 bis 16 nur mit Zustimmung der Eltern

•	 mehr Psychotherapeut:innen, flächendeckende 
Schulpsycholog:innen sowie Stressbewältigung und Erste Hilfe im 
Schulalltag

•	 Sanierung von Sportanlagen und Finanzierung von 
sportfördernden Programmen, unterstützt durch Aufklärung zu 
gesunder Ernährung

•	 verpflichtender Schutz vor sexualisierter Gewalt in Sportvereinen

•	 mehr Geld und Stipendien für Medizinstudierende und Assistenz-
Studiengänge



GESUNDHEIT

•	 Zugang zur Pflegeausbildung erleichtern und flexibler gestalten

•	 mehr Medizinstudienplätze in Rostock und Greifswald schaffen

•	 Ausbau psychiatrischer/psychotherapeutischer Angebote für 
Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene; mentale Gesundheit in 
Schulen fördern 

•	 Gesundheitslots*innen in sozialen Brennpunkten/ländlichen 
Regionen ausbilden

•	 Beratung zu Suchterkrankungen und sexueller Gesundheit 
ausbauen

•	 psychiatrische/psychotherapeutische Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen verbessern

•	 Erhöhung der Studienkapazitäten in medizinischen Fächern; 
bessere BAföG-Konditionen bei Überschreitung der 
Regelstudienzeit

•	 Forschungs- und Entwicklungsprojekte für die Lebensqualität 
pflege- und betreuungsbedürftiger Menschen, vor allem im 
Bereich KI und Robotik

•	 mehr Schulpsychologen, dauerhaft finanzierte Schulsozialarbeit 
und mehr Kinder- und Jugendpsychotherapie

•	 altersgerechte Prävention an Schulen, mehr Peer-Projekte und 
besserer Schutz vor Glücksspielsucht

•	 mehr Ausbildungsplätze, kostenfreie Ausbildungen in 
Therapieberufen und Förderprogramme für Berufseinsteiger in MV

•	 mehr Gesundheitsförderung und Prävention sowie frühere 
therapeutische Hilfe, um schwere und chronische Erkrankungen zu 
verhindern



DIGITALISIERUNG 
UND MEDIEN-
KOMPETENZ

•	 konsequente Fortsetzung des Breitbandausbaus  
mit Glasfasernetzen bis an jedes Haus

•	 KI-Kompetenz in Schule, Ausbildung, Studium und  
Weiterbildung fördern

•	 landesweiten Ausbau von Medienwerkstätten und 
Medienbildungsangeboten prüfen

•	 Stärkung der Kompetenzen der Medienanstalt Mecklenburg-
Vorpommern zur Sicherung eines effektiven Jugendschutzes

•	 schnellerer Glasfaser- und Mobilfunkausbau,  
einfachere Genehmigungen und Vorrang für ländliche Räume

•	 mehr Online-Behördengänge, schnellere Verfahren  
und weniger Bürokratie

•	 Ausbildung eigener IT-Fachkräfte, um äußere Abhängigkeiten  
zu verringern

•	 Digitalfonds für Automatisierung und IT-Modernisierung in 
Unternehmen

•	 Social Media ab 13 nur mit Zustimmung der Eltern, ab 16 ohne 
Zustimmung

•	 Altersgerechte Medienbildung und Vermittlung digitaler 
Kompetenzen

•	 mehr digitale Schulgeräte sowie Robotik, 3D-Erleben und 
Computational Thinking

•	 Ausbau von Gigabit-, Glasfaser- und 5G-Netzen, Schließen von 
Funklöchern und bei Bedarf kostenlose WLAN-Hotspots im 
ländlichen Raum

•	 Medienbildung in Schule, außerschulischen Angeboten und 
Erwachsenenbildung ausbauen und verbindlich in Lehrplänen und 
Ausbildungen stärken

•	 Lehrkräfte und Pädagog*innen für Medienbildung weiterbilden

•	 Tech-Konzerne beim Kinder- und Jugendschutz stärker in die 
Pflicht nehmen sowie transparente Algorithmen und faire 
Besteuerung durchsetzen

•	 Glasfaser und Mobilfunk bis 2030 flächendeckend ausbauen – auch 
im ländlichen Raum



DIGITALISIERUNG 
UND MEDIEN-
KOMPETENZ

•	 schnelle, barrierefreie Online-Behördengänge  
und Formulare in Leichter Sprache sowie wichtigen Fremdsprachen

•	 Open-Source-Software und offene Standards für mehr digitale 
Unabhängigkeit

•	 Medienhelfer*innen an Schulen, in Bibliotheken und im Ehrenamt

•	 längere Nutzung von IT-Geräten, weniger Papier in Behörden und 
Förderung von Repair-Cafés

•	 bis 2030 papierlose, barrierefreie und  
vollständig digitale Behördenverfahren mit  
Rechtsanspruch und nichtdigitaler Alternative

•	 MV-Serviceportal als One-Stop-Shop mit Paket-Tracking für Anträge 
sowie Beschleunigung durch eine vereinfachte Genehmigung 

•	 Umsetzung des Once-Only-Prinzips, Verankern von Open 
Standards/Open Source sowie einfache digitale Einsicht und 
Nutzung eigener Verwaltungsdaten

•	 zügiger Ausbau flächendeckender Gigabit-Netze, Schließen von 
Funklöchern per 5G sowie Einsatz von Richtfunk oder Satelliten für 
bisher unversorgte Gebiete

•	 Ausbau von Glasfaser und 5G sowie Online-Behördengänge nach 
dem Once-Only-Prinzip 

•	 Open Source und europäische Lösungen; keine Chatkontrollen 
oder anlasslose Massenüberwachung

•	 transparenter KI-Einsatz unter menschlicher Kontrolle in Bildung, 
Wissenschaft und Gesundheit

•	 keine automatisierten Verdachtsprofile oder flächendeckende  
KI-Überwachung durch Polizei und Justiz



POLITISCHE BILDUNG 
UND EXTREMISMUS-
PRÄVENTION

•	 Antisemitismus mit mehr Bildung, Gedenkstätten-  
und Aufklärungsarbeit entgegentreten 

•	 Landesprogramm „Demokratie und Toleranz gemeinsam 
stärken!“ mit seinen Regionalzentren, der Opferberatung, der 
Dokumentations- und Informationsstelle Antisemitismus und der 
Aussteigerhilfe weiter fördern

•	 Onlineangebote der Landeszentrale für politische Bildung 
ausbauen

•	 Bürgersprechstunden und einfache Gesprächsangebote auch in 
kleineren Gemeinden stärken und bekannter machen

•	 Sozialkunde soll wieder erst ab Klasse 8 beginnen

•	 Landesförderung soll Verfassungstreue und „politische Neutralität“ 
voraussetzen

•	 Islamverbände sollen radikale und extremistische Tendenzen 
erfassen und melden

•	 Verfassungsschutz soll sich auf Cybercrime, Spionageabwehr 
und Abwehr politischer Militanz konzentrieren, vollständige 
Reorganisation wird nicht ausgeschlossen

•	 jegliche Form des Extremismus wird abgelehnt und soll mit allen 
Instrumenten des Rechtsstaates bekämpft werden

•	 saatliche Fördermittel für NGOs nur, wenn diese sich schriftlich 
zur Einhaltung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
verpflichten und sich schriftlich von jeglicher Form des 
Antisemitismus distanzieren

•	 verpflichtender Besuch eines ehemaligen Konzentrationslagers 
und eine Gedenkstätte zur SED-Diktatur in der Schulzeit

•	 politische Bildung und Prävention sollen die Maßnahmen 
begleiten und langfristig Sicherheit und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken

•	 Landeszentrale für politische Bildung besser finanzieren

•	 Landesdemokratiefördergesetz erarbeiten und „Demokratie und 
Toleranz gemeinsam stärken“ weiterentwickeln

•	 konsequent gegen militant-rechte Netzwerke vorgehen, Verbote 
prüfen und Neonazis entwaffnen

•	 AfD-Verbotsverfahren beim Bundesverfassungsgericht mitinitiieren



POLITISCHE BILDUNG 
UND EXTREMISMUS-
PRÄVENTION

•	 Rechtsextreme Netzwerke schneller erkennen, 
 untersuchen und auflösen

•	 Landeszentrale für politische Bildung und Regionalzentren für 
Demokratie gesetzlich stärken sowie Demokratiebildung in 
pädagogischen Ausbildungen verankern

•	 unabhängige Forschungsstelle schaffen, die 
Demokratiefeindlichkeit untersucht, öffentlich darüber informiert 
und den Verfassungsschutz wissenschaftlich unterstützt

•	 Beratungsstellen gesetzlich und finanziell absichern, 
Diskriminierung einklagbar machen und die zuständigen 
Landesbeauftragten in einer Antidiskriminierungsstelle bündeln

•	 Präventionsprogramme überprüfen und an aktuelle 
Herausforderungen anpassen

•	 Landesbeauftragten für SED-Aufarbeitung stärken, den Zugang zu 
Akten erleichtern

•	 Akten länger aufbewahren und erfassen sowie Entscheidungen zu 
DDR-Unrecht veröffentlichen

•	 keine Bundeswehrwerbung an Schulen, Hochschulen und 
öffentlichen Einrichtungen des Landes

•	 Konzentration des Verfassungsschutzes auf konkrete Gefahren 
und gewaltbereiten oder verfassungsfeindlichen Extremismus; 
Abschaffung des Beobachtungsbereichs „Delegitimierung des 
Staates“

•	 klare Trennung von Verfassungsschutz und Polizei

•	 Stärkung der Gedenkstättenarbeit, besonders zu den  
NS-Verbrechen



Kinder- und  
Jugendstrategie
für M-V?

Kinder- und  
Jugendbeauftragte in 
der Landesregierung 
und in Ministerien?

Kinder- und  
Jugendbericht?

Zuverlässige  
Förderung für  
Jugendverbände?

SPD

AFD

CDU

DIE LINKE

GRÜNE

FDP

BSW

WELCHE FORDERUNGEN DES 
LANDESJUGENDRINGS FINDEN 
SICH IN DEN WAHLPROGRAMMEN? 

GENAU GESCHAUT: ZU DEN FORDERUNGEN:

https://www.ljrmv.de/wahlen#Forderungen


Mehr Angebote  
der Medienbildung  
und politischen  
Jugendbildung?

Deutschlandticket für 
JuLeiCa-Inhaber*innen?

Bessere 
Freistellungsregelungen 
für Ehrenamtliche?

Anerkennung von ehren-
amtlichen Kompetenzen 
für Ausbildung, Studium 
oder Beruf?

SPD

AFD

CDU

DIE LINKE

GRÜNE

FDP

BSW

WELCHE FORDERUNGEN DES 
LANDESJUGENDRINGS FINDEN 
SICH IN DEN WAHLPROGRAMMEN? 

GENAU GESCHAUT: ZU DEN FORDERUNGEN:

https://www.ljrmv.de/wahlen#Forderungen 


LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN: 
Alles rund um die Landtagswahl 2026

LANDESZENTRALE FÜR POLITISCHE BILDUNG MV:
Die Landtagswahl 2026 in Mecklenburg-Vorpommern

WAHL-O-MAT:
zur Landtagswahl 2026

BUNDESZENTRALE FÜR POLITISCHE BILDUNG:
Parteien in Deutschland

LANDESJUGENDRING MV:  
Infos für junge Wähler*innen

LINKSAMMLUNG

FRAGENPARTY VOM LANDESJUGENDRING MV:
Kandidierende beantworten Fragen von Jugendlichen

Ü16 - WÄHLEN AB 16 IN MV:
Plattform mit Infos für Erstwähler*innen

SPD:

AFD:*

CDU:

PARTEIPROGRAMME

DIE LINKE:

GRÜNE:

FDP:

BSW:**

* Hinweis: Die AfD gilt auf Bundesebene als rechtsextremer 
Verdachtsfall. Die AfD in Mecklenburg-Vorpommern vertritt 
viele Positionen der Bundespartei. Bitte setze dich vor diesem 
Hintergrund kritisch mit dem Programm der AfD auseinander.

Weitere Informationen: 
Ist die AfD rechtsextrem? (Mediendienst Integration)

** Hinweis: Die Bundesspitze des BSW hat sich direkt an die AfD gewandt 
und Gespräche über eine Zusammenarbeit in einzelnen politischen Fragen 
vorgeschlagen. 
Der BSW-Landesverband Mecklenburg-Vorpommern schließt eine Koalition mit 
der AfD und die Wahl eines AfD-Ministerpräsidenten aus. Gleichzeitig erklärt 
er, bei einzelnen Themen mit ihr zusammenzuarbeiten, wenn es inhaltliche 
Übereinstimmungen gibt.

https://www.landtag-mv.de/landtag/rund-um-wahlen/landtagswahl-2026
https://www.lpb-mv.de/themen/ltw2026/
https://www.lpb-mv.de/themen/ltw2026/
https://www.wahl-o-mat.de/
https://www.wahl-o-mat.de/
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland
https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland
https://www.ljrmv.de/wahlen
https://www.ljrmv.de/wahlen
https://www.landtag-mv.de/landtag/rund-um-wahlen/landtagswahl-2026
http://fragenparty.ljrmv.de/
https://mit16waehlen.de/
https://mit16waehlen.de/
https://cdu-mv.de/wp-content/uploads/2026/06/Wahlprogramm-CDU-MV-2026.pdf
https://afd-mv.de/wp-content/uploads/2026/06/AfD-Regierungsprogramm-Mecklenburg-Vorpommern-2026.pdf
https://spd-mv.de/wahlen/landtagswahl-2026/regierungsprogramm-2026-2031
https://www.fdp-mv.de/sites/default/files/2026-06/Landtagswahlprogramm_2026.pdf
https://gruene-mv.de/landtagswahl-2026/wahlprogramm-2026-1/
https://wahlprogramm26.die-linke-mv.de/
https://mv.bsw-vg.de/wp-content/uploads/2026/04/Landeswahlprogramm-2026.pdf
https://mediendienst-integration.de/extremismus/rechtsextremismus/ist-die-afd-rechtsextrem/


Am 20.09.2026 ist Landtagswahl!

DU GEHST
INFORMIERT 
ZUR WAHL?

Mehr Infos rund um die Landtagswahl findest du hier:
www.ljrmv.de/wahlen

http://www.ljrmv.de/wahlen
http://www.ljrmv.de/wahlen

